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Vorzeitige Kündigung der Mietwohnung
von Franz Rustige, Eitorf/Sieg

Ein vorzeitiger Ausstieg aus dem Mietvertrag hat schon im Mietrecht zu vielen unnö-
tigen  Streitigkeiten  zwischen  Vermieter  und  Mieter  geführt,  weil  überwiegend  die
Mieter die hierdurch entstehende Rechtslage nicht kennen.

Aus verschiedenen Gründen besteht bei der Mietpartei der Wunsch, vor Ablauf der
gesetzlichen Kündigungsfrist aus der Mietwohnung auszuziehen. Sei es nun, dass
sie aus einer Altbauwohnung in eine Neubauwohnung umziehen will, die sie sofort
beziehen kann, oder aber weil eine berufliche Veränderung vorliegt, die mit einem
Ortswechsel verbunden ist, oder andere persönliche Gründe vorliegen, durch die ein
Wohnungswechsel wünschenswert ist.

Will die Mietpartei vorzeitig aus dem Mietvertrag aussteigen, ist es sinnvoll, mit dem
Vermieter über den vorzeitigen Auszug aus der Mietwohnung eine Vereinbarung zu
treffen, die am besten in Schriftform durch einen Mietaufhebungsvertrag vorgenom-
men wird, in dem auch etwaige Abstandszahlungen durch die Mietpartei festgehalten
werden.

Von Mieterseite wird überwiegend die Auffassung vertreten, dass vorzeitig aus dem
Mietvertrag ausgestiegen werden könne, wenn dem Vermieter drei Nachmieter ge-
stellt werden. Diese Auffassung ist nur dann zutreffend, wenn dies ausdrücklich ver-
einbart  worden ist.  Ansonsten bleibt  das Mietverhältnis  solange bestehen, bis die
gesetzlich geregelte Kündigungsfrist abgelaufen ist.

Ein besonderes Interesse an der Stellung eines Nachmieters liegt dann vor, wenn
der Mieter heiraten will (LG Hannover 1988) oder sich Familiennachwuchs ankündigt
und dadurch die Wohnung zu klein wird (LG Landshut 1996, LG Oldenburg 1995, LG
Berlin 1992 und LG Köln 1989). Ein besonderes Interesse an einem vorzeitigen Aus-
stieg aus dem Mietverhältnis liegt auch dann vor, wenn der Mieter in ein Altenheim
muss oder eine altengerechte Wohnung beziehen will, wie das LG Duisburg 1999
entschieden hat.

Weitere schwerwiegende Gründe, die ein Festhalten am Mietvertrag unzumutbar ma-
chen, liegen vor, wenn schwere gesundheitliche Probleme des Mieters oder seiner
mit ihm zusammenlebenden Angehörigen vorliegen, insbesondere dann, wenn eine
schwere  Herzkrankheit  vorliegt,  bei  der  jede  körperliche  Belastung  vermieden
werden muss und diese Person im 3. Stock eines Mietwohngrundstückes wohnt, in
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dem kein Aufzug vorhanden ist. Es darf sich also nicht um Gründe handeln, die die
Mietpartei  freiwillig  herbeigeführt  hat,  um vorzeitig  das Mietverhältnis  beenden zu
wollen.

Nachmieterstellung

Die Voraussetzungen für die Stellung eines Nachmieters ergeben sich aus den ge-
troffenen Vereinbarungen zwischen Mietpartei und Vermieter. Darin kann z.B. festge-
legt worden sein, dass die Mietpartei die Differenz zur bisherigen Miete übernimmt,
wenn der Nachmieter nicht bereit ist, die volle Miete zu zahlen.

Der  Vermieter  seinerseits  hat  auch  kein  uneingeschränktes  Wahlrecht  unter  drei
angebotenen Nachmietern. Sagt der vom Vermieter ausgesuchte Nachmieter ab, so
muss der Vermieter nach einem Urteil des AG Hamburg aus 1988 mit den beiden
anderen Nachmietern weiter verhandeln.

Geeignetheit des Nachmieters

Der Vermieter darf einen Mieterwechsel nur ablehnen, wenn dafür wichtige Gründe
in der Person des Nachmieters oder den wirtschaftlichen Verhältnissen des Nach-
mieters vorliegen (OLG Frankfurt 1991,OLG Hamburg 1967, LG Köln 1971 und AG
Hannover 1987). Der Nachmieter muss bereit sein, die bestehenden mietrechtlichen
Vertragsbedingungen ohne Einschränkungen zu akzeptieren.

Der Nachmieter muss also wirtschaftlich in der Lage sein, das Mietverhältnis zu den
bisherigen Bedingungen fortzusetzen (LG Gießen 1996).

Hat der Vermieter den Nachmieter akzeptiert, dann trägt er auch das Risiko dafür,
dass dieser die Miete einschließlich Nebenkosten auch aufbringen kann (LG Köln
1989). Der Vormieter kann dann also nicht mehr für Ausfälle bei der Mietzahlung und
den Nebenkosten belangt werden.

Nach Urteilen von LG Saarbrücken 1995, LG Kassel 1980 und LG Hannover 1977
kann der Vermieter einen Nachmieter nicht deswegen ablehnen, weil er Ausländer
ist. In diesem Falle müssten wirtschaftliche Gründe vorliegen, die eine Ablehnung als
Nachmieter rechtfertigen könnten.

Nach  einem  Urteil  des  OLG  Hamm  aus  1983  soll  sich  unter  Umständen  der
Vermieter aus religiösen Gründen weigern dürfen, ein unverheiratetes Paar zu ak-
zeptieren.
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Bei der Auswahl des Nachmieters steht dem Vermieter eine Überlegungsfrist bis zu 3
Monaten zu (LG Gießen 1997, LG Saarbrücken 1995, LG Berlin 1988 und AG Stein-
furt 1997). Innerhalb dieser Frist muss der Vermieter endgültig entscheiden, ob er
den ihm angebotenen Nachmieter nimmt. Während dieses Zeitraumes muss der Vor-
mieter die Miete weiter zahlen. Es steht dem Vermieter allerdings frei, sich selbst
einen geeigneten Nachmieter zu suchen.

Nach Auffassung verschiedener Gerichte (OLG München 1995, OLG Hamburg 1987,
LG Saarbrücken 1995) kann der Vermieter auch ohne ausdrückliche Vereinbarung
eine angemessen höhere Miete von dem Nachmieter fordern, soweit sie die bishe-
rige Miete nicht wesentlich übersteigt. Eine Mieterhöhung um 40 % ist daher wesent-
lich zu viel.

Der  Vermieter  kann  von  seinem  vorzeitig  aus  dem  Mietvertrag  ausscheiden
wollenden Mieter eine Aufwandsentschädigung verlangen, da ihm dadurch Kosten
entstehen. Etwa wenn er eine Anzeige aufgeben oder Gespräche mit Nachmietern
führen muss oder auch durch die Ausfertigung eines neuen Mietvertrages. Jedoch
darf die geforderte Aufwandsentschädigung nicht unangemessen sein. Eine Monats-
kaltmiete sollte nicht überschritten werden. Nach Auffassung des AG Hamburg aus
1979 ist diese Aufwandsentschädigung auch dann legitim, wenn auf den Vermieter
diese Ausgaben auch bei normaler Kündigung zugekommen wären. Eine Aufwands-
entschädigung kann vom Vormieter auch dann verlangt  werden, wenn bereits ein
Nachmieter für die Wohnung feststeht. Um Unstimmigkeiten bei vorzeitiger Kündi-
gung zu vermeiden, sollte dies im Mietaufhebungsvertrag festgelegt sein, worauf das
OLG Hamburg in einem Urteil von 1989 aufmerksam gemacht hat. Ist dies nicht der
Fall, muss davon ausgegangen werden, dass bei einem Rechtsstreit das zuständige
Gericht eine andere Auffassung vertritt.

Nach einem Urteil  des LG Mannheim aus 1975 darf der Vermieter im Mietvertrag
keine Klausel aufnehmen, nach der eine vorzeitige Kündigung Unannehmlichkeiten
für den Mieter nach sich zieht.

Forderungen des Vermieters gegen eine Mietpartei wegen vorzeitiger Kündigung des
Mietverhältnisses sind vermögensrechtlicher Art und fallen somit in den Aufgabenbe-
reich der Schiedspersonen.

Aufgrund  dieser  Ausführungen  sollte  es  daher  möglich  sein,  beantragte  Schlich-
tungsverhandlungen sachlich begründet zu einem für beide Parteien annehmbaren
Vergleich hinführen zu können.

Nachdruck und Vervielfältigung      Seite  3/3
Nachdrucke, auch auszugsweise, sowie fototemechanische Vervielfältigungen, auch von Teilen eines Heftes, gleichgültig in welcher Anzahl,
auch für innerbetrieblichen Gebrauch, sind nicht gestattet. Die vorbehaltenen Urheber- und Verlagsrechte erstrecken sich auch auf die veröf-
fentlichten Gerichtsentscheidungen und ihre Leitsätze; sie sind vom Einsender oder von der Schriftleitung bearbeitet oder redigiert. Der
Rechtsschutz gilt auch gegenüber Datenbanken oder ähnlichen Einrichtungen. Sie bedürfen zur Auswertung der ausdrücklichen Einwilligung
des Carl Heymanns Verlages.


